15. MAI 2024 - Gesetz zur Festlegung der Bestimmungen über die sprachlichen Anforderungen in Bezug auf die Korpschefs, die Chefgreffiers und die Chefsekretäre von Brüssel und über die Bestimmung des Prokurators des Königs von Brüssel, des Arbeitsauditors von Brüssel, der beigeordneten Prokuratoren des Königs von Brüssel und der beigeordneten Arbeitsauditoren von Brüssel (Artikel 1 bis 21)


(Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.


FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


15. MAI 2024 - Gesetz zur Festlegung der Bestimmungen über die sprachlichen Anforderungen in Bezug auf die Korpschefs, die Chefgreffiers und die Chefsekretäre von Brüssel und über die Bestimmung des Prokurators des Königs von Brüssel, des Arbeitsauditors von Brüssel, der beigeordneten Prokuratoren des Königs von Brüssel und der beigeordneten Arbeitsauditoren von Brüssel


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


KAPITEL 2 - Abänderungen des Gesetzes vom 15. Juni 1935 über den 
Sprachengebrauch in Gerichtsangelegenheiten


Art. 2 - Artikel 43 des Gesetzes vom 15. Juni 1935 über den Sprachengebrauch in Gerichtsangelegenheiten, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 15. April 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 4 wird wie folgt ersetzt:

"§ 4 - Im Gerichtsbezirk Brüssel müssen unbeschadet des Paragraphen 3 die effektiven und stellvertretenden Friedensrichter gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 4 eine gründliche Kenntnis der anderen Sprache nachweisen.

Die Korpschefs der französischsprachigen und niederländischsprachigen Gerichte von Brüssel, der Prokurator des Königs von Brüssel und der Arbeitsauditor von Brüssel müssen gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 3 eine funktionelle Kenntnis der anderen Sprache nachweisen.

Der Prokurator des Königs von Brüssel und der Arbeitsauditor von Brüssel müssen unterschiedlichen Sprachrollen angehören.

Darüber hinaus müssen die aufeinanderfolgenden Prokuratoren des Königs von Brüssel und die aufeinanderfolgenden Arbeitsauditoren von Brüssel ihrem Diplom nach unterschiedlichen Sprachrollen angehören.

Die beigeordneten Prokuratoren des Königs von Brüssel und die beigeordneten Arbeitsauditoren von Brüssel müssen gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 3 eine funktionelle Kenntnis der anderen Sprache nachweisen."

2. In § 4ter werden die Wörter "gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 4 eine gründliche Kenntnis der französischen Sprache" jeweils durch die Wörter "gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 3 eine funktionelle Kenntnis der französischen Sprache" ersetzt.


Art. 3 - Artikel 43bis desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 10. Oktober 1967 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 23. Dezember 2021, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 3 wird vor Absatz 1 ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Niemand kann zum Ersten Präsidenten des Appellationshofes von Brüssel bestimmt werden, wenn er nicht gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 3 die funktionelle Kenntnis der anderen Sprache nachweist."

2. In § 4 wird Absatz 1 wie folgt ersetzt:

"Niemand kann zum Generalprokurator beim Appellationshof von Brüssel oder zum Föderalprokurator bestimmt werden, wenn er nicht gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 3 die funktionelle Kenntnis der anderen Sprache nachweist."

3. In § 4 wird Absatz 7 wie folgt ersetzt:

"Unbeschadet der in den Absätzen 1 bis 3 erwähnten Bestimmungen müssen der Generalprokurator beim Appellationshof von Brüssel und der Erste Präsident desselben Gerichtshofes ihrem Diplom nach unterschiedlichen Sprachrollen angehören."

4. In § 6 Absatz 1 werden die Wörter "die Kenntnis der französischen und der niederländischen Sprache" durch die Wörter "gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 3 die funktionelle Kenntnis der anderen Sprache" ersetzt.


Art. 4 - Artikel 43ter § 3 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 10. Oktober 1967 und abgeändert durch die Gesetze vom 23. September 1985, 22. Dezember 1998 und 17. Juli 2000, wird wie folgt abgeändert:

1. Zwischen Absatz 2 und Absatz 3 wird ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Niemand kann zum Ersten Präsidenten des Arbeitsgerichtshofes von Brüssel bestimmt werden, wenn er nicht gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 3 die funktionelle Kenntnis der anderen Sprache nachweist."


2. Der frühere Absatz 3, der Absatz 4 wird, wird wie folgt ersetzt:

"Der Erste Präsident des Appellationshofes von Brüssel und der Erste Präsident des Arbeitsgerichtshofes von Brüssel müssen unterschiedlichen Sprachrollen angehören. Darüber hinaus müssen die aufeinanderfolgenden Ersten Präsidenten des Arbeitsgerichtshofes von Brüssel ihrem Diplom nach unterschiedlichen Sprachrollen angehören."


Art. 5 - In Artikel 43quater desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 10. Oktober 1967 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 4. Mai 2016, wird zwischen Absatz 1 und Absatz 2 ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Niemand kann zum Ersten Präsidenten oder Generalprokurator bestimmt werden, wenn er nicht gemäß Artikel 43quinquies § 1 Absatz 3 die funktionelle Kenntnis der anderen Sprache nachweist."


Art. 6 - Artikel 43quinquies § 1 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 10. Oktober 1967, ersetzt durch das Gesetz vom 18. Juli 2002 und abgeändert durch die Gesetze vom 27. Dezember 2004 und 23. Dezember 2021, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 3 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Dieselbe funktionelle Kenntnis der anderen Sprache ist erforderlich für die Magistrate, die zeitweilig die Funktion des Korpschefs ausüben, für die die Kenntnis der anderen Sprache im Gerichtsbezirk Brüssel erforderlich ist."

2. In Absatz 4 wird der zweite Satz wie folgt abgeändert:

a) Die Wörter "43bis § 4 Absatz 1 und § 6," werden aufgehoben.

b) Die Wörter "43bis § 3 Absatz 3" werden durch die Wörter "43bis § 3 Absatz 4" ersetzt.

c) Die Wörter "43quater Absatz 4" werden durch die Wörter "43quater Absatz 6" ersetzt.

3. In Absatz 4 wird der dritte Satz aufgehoben.


Art. 7 - In Artikel 53 § 6 Absatz 4 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 19. Juli 2012, werden die Wörter "die keine Chefgreffiers sind" durch die Wörter "Chefgreffiers einbegriffen" ersetzt.




Art. 8 - Artikel 54 § 1 desselben Gesetzes, ersetzt durch das Gesetz vom 20. Dezember 1957 und abgeändert durch das Gesetz vom 23. September 1985, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt ersetzt:

"Niemand kann zum Chefgreffier beim Kassationshof, beim Appellationshof von Brüssel oder beim Arbeitsgerichtshof von Brüssel ernannt werden, wenn er nicht gemäß Artikel 53 § 6 Absatz 4 die funktionelle Kenntnis der anderen Sprache nachweist."

2. [Abänderung des niederländischen Textes]

3. In Absatz 2 zweiter Satz werden die Wörter "entweder gemäß den Bestimmungen von Artikel 55 der durch Erlass des Regenten vom 31. Dezember 1949 koordinierten Gesetze über die Verleihung der akademischen Grade und das Programm der Universitätsprüfungen oder gemäß Artikel 53 § 4" durch die Wörter "gemäß den Bestimmungen von Artikel 53 § 6 Absatz 1" ersetzt.


Art. 9 - In Artikel 54bis Absatz 2 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 20. Dezember 1957, wieder aufgenommen durch das Gesetz vom 19. Juli 2012 und abgeändert durch das Gesetz vom 6. Januar 2014, wird der Satz "Die Kenntnis der anderen Sprache als derjenigen des Studienzeugnisses ist die in Artikel 53 § 6 Absatz 3 erwähnte Kenntnis, was die Chefsekretäre betrifft, und die in Artikel 53 § 6 Absatz 4 erwähnte Kenntnis für die anderen Sekretäre." durch den Satz "Die Kenntnis der anderen Sprache als derjenigen des Studienzeugnisses ist die in Artikel 53 § 6 Absatz 4 erwähnte Kenntnis für die Sekretäre und Chefsekretäre." ersetzt.


Art. 10 - In Artikel 54bis/1 § 1 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 23. Dezember 2021, werden die Wörter "Artikel 53 § 6 Absatz 3" durch die Wörter "Artikel 53 § 6 Absatz 4" ersetzt.


KAPITEL 3 - Abänderungen des Gerichtsgesetzbuches


Art. 11 - Artikel 150 § 2 Nr. 2 des Gerichtsgesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. Juli 2012 und abgeändert durch das Gesetz vom 15. April 2018, wird wie folgt ersetzt:

"2. Der Prokurator des Königs von Brüssel übt im Verwaltungsbezirk Brüssel-Hauptstadt unter der Amtsgewalt des Generalprokurators von Brüssel das Amt der Staatsanwaltschaft bei den Bezirksgerichten, den Gerichten Erster Instanz, den Unternehmensgerichten und den Polizeigerichten aus. Diesem Prokurator des Königs stehen zwei Erste Staatsanwälte bei, die jeweils den Titel beigeordneter Prokurator des Königs von Brüssel tragen. Ein Erster Staatsanwalt ist französischsprachig und der zweite gehört seinem Diplom nach einer anderen Sprachrolle als der Prokurator des Königs an. Die beigeordneten Prokuratoren des Königs von Brüssel treten unter der Amtsgewalt und Leitung des Prokurators des Königs von Brüssel auf. Unbeschadet der Zuständigkeiten, die sie im Hinblick auf den in Artikel 150ter erwähnten Koordinierungsausschuss ausüben, steht dem Prokurator des Königs von Brüssel, wenn dieser französischsprachig ist, ein niederländischsprachiger beigeordneter Prokurator des Königs bei, insbesondere was die Beziehungen zur Staatsanwaltschaft von Halle-Vilvoorde, die gute Arbeitsweise des niederländischsprachigen Gerichts Erster Instanz, des niederländischsprachigen Unternehmensgerichts und des niederländischsprachigen Polizeigerichts des Verwaltungsbezirks Brüssel und die Beziehungen zur niederländischsprachigen Magistratur und zum niederländischsprachigen Personal der Staatsanwaltschaft von Brüssel betrifft, und steht ihm der französischsprachige beigeordnete Prokurator des Königs bei, insbesondere was die Beziehungen zu den in Artikel 43 § 5bis Absatz 1 des Gesetzes vom 15. Juni 1935 über den Sprachengebrauch in Gerichtsangelegenheiten erwähnten Staatsanwälten, die gute Arbeitsweise des französischsprachigen Gerichts Erster Instanz, des französischsprachigen Unternehmensgerichts und des französischsprachigen Polizeigerichts des Verwaltungsbezirks Brüssel und die Beziehungen zur französischsprachigen Magistratur und zum französischsprachigen Personal der Staatsanwaltschaft von Brüssel betrifft. Die an den Prokurator des Königs von Brüssel gebundenen Mitglieder der Staatsanwaltschaft werden bei den Brüsseler Gerichten mit Amtssitz im Verwaltungsbezirk Brüssel-Hauptstadt ernannt."


Art. 12 - In Artikel 150bis Absatz 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 22. Dezember 1998 und abgeändert durch die Gesetze vom 18. Februar 2014 und 23. Dezember 2021, wird der zweite Satz wie folgt ersetzt:

"Der Prokurator für Verkehrssicherheit und ein beigeordneter Prokurator des Königs von Brüssel, der seinem Diplom nach einer anderen Sprachrolle als der Prokurator des Königs von Brüssel angehört, sind Mitglieder dieses Rates. Wenn beide beigeordneten Prokuratoren des Königs derselben Sprachrolle angehören, bestimmt der Prokurator des Königs von Brüssel einen beigeordneten Prokurator des Königs, der am Rat teilnimmt."


Art. 13 - Artikel 150ter desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. Juli 2012, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt ersetzt:

"Zur Gewährleistung der Koordination zwischen der Staatsanwaltschaft und dem Arbeitsauditorat von Brüssel und der Staatsanwaltschaft und dem Arbeitsauditorat von Halle-Vilvoorde wird ein Koordinierungsausschuss geschaffen, der sich aus den Prokuratoren des Königs beziehungsweise den Arbeitsauditoren des Gerichtsbezirks Brüssel, den französischsprachigen beigeordneten Prokuratoren des Königs von Brüssel und den französischsprachigen beigeordneten Arbeitsauditoren von Brüssel zusammensetzt. Wenn beide beigeordneten Prokuratoren des Königs oder beide beigeordneten Arbeitsauditoren derselben Sprachrolle angehören, bestimmt der Prokurator des Königs von Brüssel oder der Arbeitsauditor von Brüssel den beigeordneten Prokurator des Königs oder den beigeordneten Arbeitsauditor, der am Ausschuss teilnimmt. Die Beschlüsse des Koordinierungsausschusses werden im Konsens gefasst."

2. Der Artikel wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Der Ausschuss erstattet den Gesetzgebenden Kammern jährlich Bericht."


Art. 14 - Artikel 152 § 2 Nr. 2 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. Juli 2012, wird wie folgt ersetzt:

"2. Der Arbeitsauditor von Brüssel übt im Verwaltungsbezirk Brüssel-Hauptstadt unter der Amtsgewalt des Generalprokurators von Brüssel das Amt der Staatsanwaltschaft bei den Gerichten aus. Ihm stehen zwei Erste Staatsanwälte bei, die jeweils den Titel beigeordneter Arbeitsauditor von Brüssel tragen. Ein Erster Staatsanwalt ist französischsprachig und der zweite gehört seinem Diplom nach einer anderen Sprachrolle als der Arbeitsauditor an. Die beigeordneten Arbeitsauditoren von Brüssel treten unter der Amtsgewalt und Leitung des Arbeitsauditors von Brüssel auf.

Unbeschadet der Zuständigkeiten, die sie im Hinblick auf den in Artikel 150ter erwähnten Koordinierungsausschuss ausüben, steht dem Arbeitsauditor von Brüssel, wenn dieser französischsprachig ist, ein niederländischsprachiger beigeordneter Arbeitsauditor bei, insbesondere was die Beziehungen zum Arbeitsauditorat von Halle-Vilvoorde, die gute Arbeitsweise des niederländischsprachigen Arbeitsgerichts und die Beziehungen zur niederländischsprachigen Magistratur und zum niederländischsprachigen Personal des Arbeitsauditorats von Brüssel betrifft, und steht ihm der französischsprachige beigeordnete Arbeitsauditor bei, insbesondere was die Beziehungen zu den in Artikel 43 § 5quater Absatz 1 des Gesetzes vom 15. Juni 1935 über den Sprachengebrauch in Gerichtsangelegenheiten erwähnten Staatsanwälten, die gute Arbeitsweise des französischsprachigen Arbeitsgerichts von Brüssel und die Beziehungen zur französischsprachigen Magistratur und zum französischsprachigen Personal des Arbeitsauditorats von Brüssel betrifft. Die an den Arbeitsauditor von Brüssel gebundenen Mitglieder der Staatsanwaltschaft werden bei den Brüsseler Gerichten mit Amtssitz im Verwaltungsbezirk Brüssel-Hauptstadt ernannt."


Art. 15 - In Artikel 152bis Absatz 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 12. April 2004 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 23. Dezember 2021, wird der zweite Satz durch folgende Sätze ersetzt:

"Ein beigeordneter Arbeitsauditor von Brüssel, der seinem Diplom nach einer anderen Sprachrolle als der Arbeitsauditor von Brüssel angehört, ist Mitglied dieses Rates. Wenn beide beigeordneten Arbeitsauditoren derselben Sprachrolle angehören, bestimmt der Arbeitsauditor von Brüssel den beigeordneten Arbeitsauditor, der am Rat teilnimmt."


Art. 16 - In Artikel 185/2 § 3 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 18. Februar 2014 und abgeändert durch die Gesetze vom 4. Mai 2016 und 23. Dezember 2021 wird Absatz 5 wie folgt ersetzt:

"Bei der Staatsanwaltschaft des Prokurators des Königs von Brüssel und beim Arbeitsauditorat von Brüssel gehören der beigeordnete Prokurator des Königs und der beigeordnete Arbeitsauditor, die ihrem Diplom nach einer anderen Sprachrolle als der Prokurator des Königs beziehungsweise der Arbeitsauditor angehören, zu den Direktionsausschüssen. Wenn beide beigeordneten Prokuratoren des Königs oder beide beigeordneten Arbeitsauditoren derselben Sprachrolle angehören, bestimmt der Prokurator des Königs von Brüssel oder der Arbeitsauditor von Brüssel den beigeordneten Prokurator des Königs oder den beigeordneten Arbeitsauditor, der am Rat teilnimmt."


Art. 17 - Artikel 186 § 1/1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 26. Dezember 2022, wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von Absatz 1 darf der Stellenplan der Magistrate und der Greffiers der Gerichtshöfe und Gerichte des Verwaltungsbezirks Brüssel-Hauptstadt, mit Ausnahme des Kassationshofes, nicht unter dem in der nachstehenden Tabelle bestimmten Stellenplan liegen."

	Gerichtshöfe

	 
	Kammer-präsidenten
	Gerichts-räte
	General-anwälte
	Staatsanwälte bei der Generalstaatsanwaltschaft/
Staatsanwälte beim Generalauditorat
	Greffiers

	Appellationshof
	16
	45
	13
	14
	37

	Arbeitsgerichtshof
	3
	7
	3
	2
	12



	Gerichte

	
	Richter
	Staatsanwälte
	Greffiers

	niederländischsprachiges Gericht Erster Instanz
	41
	19
	49

	französischsprachiges Gericht Erster Instanz
	122
	95
	134

	niederländischsprachiges Arbeitsgericht
	9
	3
	14

	französischsprachiges Arbeitsgericht
	22
	15
	30

	niederländischsprachiges Unternehmensgericht
	11
	
	13

	französischsprachiges Unternehmensgericht
	14
	
	19

	niederländischsprachiges Polizeigericht
	3
	
	4

	französischsprachiges Polizeigericht
	11
	
	15




Art. 18 - In Artikel 211 Absatz 2 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 14. Dezember 2004 und abgeändert durch das Gesetz vom 25. April 2014, werden die Wörter "vierunddreißig Gerichtsräte" durch die Wörter "siebenundvierzig Gerichtsräte" und die Wörter "einunddreißig Gerichtsräte" durch die Wörter "sechsunddreißig Gerichtsräte" ersetzt.


Art. 19 - Artikel 259quater desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 22. Dezember 1998 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. Dezember 2022, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 1 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Die in § 6 Absatz 3 erwähnten Mandate werden für einen Zeitraum von zehn Jahren von einem Magistrat derselben Sprachrolle ausgeübt."

2. In § 3 Absatz 2 Nr. 2 werden die Wörter "43bis § 4 Absatz 1 und § 6" durch die Wörter "43bis § 3 Absatz 1, 43bis § 4 Absatz 1 und § 6, 43ter § 3 Absatz 3, 43quater Absatz 2" ersetzt.

3. Paragraph 3bis Absatz 1 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Falls ein in § 6 Absatz 3 erwähnter Korpschef die Erneuerung nicht beantragt oder sein Mandat nicht erneuert wird, wird das Mandat einem Magistrat derselben Sprachrolle zuerkannt und ist nicht erneuerbar."

4. In § 3bis Absatz 2 werden zwischen den Wörtern "übermittelt der Minister der Justiz" und dem Wort "spätestens" die Wörter ", falls er den Antrag auf Erneuerung des Mandats für zulässig erachtet," eingefügt, und werden die Wörter "sechzig Tage" durch die Wörter "achtzig Tage" ersetzt.

5. In § 3bis Absatz 4 werden die Wörter "dreißig Tage" durch die Wörter "fünfzig Tage" ersetzt und der Absatz wird durch folgende Sätze ergänzt:

"Der König verfügt ab Empfang des mit Gründen versehenen Beschlusses zur Annahme oder Verweigerung der Erneuerung über eine Frist von fünfzehn Tagen, um eine Entscheidung zu treffen. Bei einer mit Gründen versehenen Verweigerung des Königs verfügt die Ernennungskommission ab Empfang dieser Verweigerung über eine Frist von fünfzehn Tagen, um einen neuen Beschluss zu fassen."

6. In § 3bis Absatz 5 werden die Wörter "dreißig Tage" durch die Wörter "zwanzig Tage" ersetzt.

7. Paragraph 6 Absatz 1 wird durch die Wörter ", außer wenn zu dem Zeitpunkt, wo das in Absatz 3 erwähnte Mandat vorzeitig vakant wird, das Datum des normalen Ablaufs des Mandats weniger als zwei Jahre entfernt ist. Ein Mandat, das vorzeitig vakant wird, ist ein Mandat, das vor Ende des laufenden Zeitraums von fünf Jahren endet. Die auf vorzeitig vakant gewordene Mandate anwendbaren Bestimmungen finden im Fall der Nichterneuerung eines Mandats Anwendung." ergänzt.

8. In § 6 Absatz 3 werden die Wörter "Erster Präsident des Arbeitsgerichtshofes von Brüssel" durch die Wörter "Erster Präsident des Arbeitsgerichtshofes von Brüssel, Prokurator des Königs von Brüssel, Arbeitsauditor von Brüssel" ersetzt.

9. In § 6 wird Absatz 5 durch folgenden Satz ergänzt:

"Dies gilt auch, wenn das erste Mandat nicht erneuert wird."

10. In § 6 Absatz 7 werden im ersten Satz zwischen den Wörtern "des vorzeitig beendeten Mandats" und dem Wort "begrenzt" die Wörter "oder auf den Erneuerungszeitraum beziehungsweise auf den restlichen Teil dieses Zeitraums" eingefügt.

11. Paragraph 6 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Wenn Artikel 287sexies bei vorzeitiger Vakanz eines in Absatz 3 erwähnten Mandats oder bei Nichterneuerung dieses Mandats Anwendung findet, ist das in den Paragraphen 2, 3, 4 und 5 erwähnte Verfahren anwendbar."


Art. 20 - Artikel 259quinquies desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 22. Dezember 1998 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 15. April 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 Absatz 1 Nr. 2 werden die Wörter "der Erste Staatsanwalt, der das Amt des beigeordneten Prokurators des Königs von Brüssel ausübt und der Erste Staatsanwalt beim Arbeitsauditorat, der das Amt des beigeordneten Arbeitsauditors von Brüssel ausübt" durch die Wörter "die Ersten Staatsanwälte, die das Amt des beigeordneten Prokurators des Königs von Brüssel ausüben, und die Ersten Staatsanwälte beim Arbeitsauditorat, die das Amt des beigeordneten Arbeitsauditors von Brüssel ausüben" ersetzt.

2. Ein § 1quater mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

"§ 1quater - Die Bestimmungen als Erster Staatsanwalt, der das Amt des beigeordneten Prokurators des Königs von Brüssel ausübt, und als Erster Staatsanwalt beim Arbeitsauditorat, der das Amt des beigeordneten Arbeitsauditors von Brüssel ausübt, erfolgen für einen nach Bewertung einmal erneuerbaren Zeitraum von fünf Jahren.

Bei einem vorzeitigen Ende des Mandats als beigeordneter Prokurator des Königs von Brüssel oder als beigeordneter Arbeitsauditor von Brüssel wird das in § 1 erwähnte Verfahren eingeleitet im Hinblick auf die Bestimmung des Magistrats derselben Sprachrolle, der das laufende Mandat beenden wird.

Erfolgt die Ersetzung während des ersten Zeitraums von fünf Jahren, kann das Mandat der Ersatzperson nach Bewertung einmal erneuert werden. Wird das Mandat nicht erneuert oder erfolgt die Ersetzung während des zweiten Zeitraums von fünf Jahren, kann das Mandat der Ersatzperson nicht erneuert werden.

Das Mandat des Beigeordneten endet am Tag der Eidesleistung des neuen Prokurators des Königs von Brüssel oder des neuen Arbeitsauditors von Brüssel, der nach Ablauf des Zeitraums von zehn Jahren bestimmt wird, in dem das Mandat von seinem beziehungsweise seinen Vorgängern der anderen Sprachrolle ausgeübt worden ist."


Art. 21 - Artikel 318 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 23. Dezember 2021, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

"Der Gerichtsdienst der Mitglieder der Staatsanwaltschaft des niederländischsprachigen Gerichts Erster Instanz und des niederländischsprachigen Unternehmensgerichts von Brüssel wird vom Prokurator des Königs von Halle-Vilvoorde und vom Prokurator des Königs von Brüssel oder vom niederländischsprachigen beigeordneten Prokurator des Königs von Brüssel geregelt. Der Gerichtsdienst der Mitglieder der Staatsanwaltschaft des französischsprachigen Gerichts Erster Instanz und des französischsprachigen Unternehmensgerichts von Brüssel wird vom Prokurator des Königs von Brüssel oder vom französischsprachigen beigeordneten Prokurator des Königs von Brüssel geregelt. Wenn beide beigeordneten Prokuratoren des Königs derselben Sprachrolle angehören, bestimmt der Prokurator des Königs von Brüssel denjenigen, der den Gerichtsdienst regelt."

3. Absatz 3 wird wie folgt ersetzt:

"Der Gerichtsdienst der Mitglieder der Staatsanwaltschaft des niederländischsprachigen Arbeitsgerichts von Brüssel wird vom Arbeitsauditor von Halle-Vilvoorde und vom Arbeitsauditor von Brüssel oder vom niederländischsprachigen beigeordneten Arbeitsauditor von Brüssel geregelt. Der Gerichtsdienst der Mitglieder der Staatsanwaltschaft des französischsprachigen Arbeitsgerichts von Brüssel wird vom Arbeitsauditor von Brüssel oder vom französischsprachigen beigeordneten Arbeitsauditor von Brüssel geregelt. Wenn beide beigeordneten Arbeitsauditoren von Brüssel derselben Sprachrolle angehören, bestimmt der Arbeitsauditor von Brüssel denjenigen, der den Gerichtsdienst regelt."


(...)


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 15. Mai 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT
